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Mitteilungen der Landespsychotherapeuten­
kammer Baden-Württemberg

das Patientenrechtegesetz wurde vor 
mehr als einem Jahr vom Bundestag ver-
abschiedet. Im Vorfeld gab es viele Dis-
kussionen, u. a. darüber, dass die neuen 
Regelungen die Patienten-Therapeuten-
Beziehung negativ beeinflussen könnten. 
Bei Veranstaltungen zum Patientenrech-
tegesetz und aus Anfragen an die Kam-
mer wird deutlich, dass viele Kolleginnen 
und Kollegen diesbezüglich beunruhigt 
und verunsichert sind. Unter anderem 
wird geäußert, dass die Verpflichtung zur 
Aufklärung der Patienten über mögliche 
Risiken und Nebenwirkungen der psy-
chotherapeutischen Behandlung dazu 
führen kann, dass Patientinnen und Pati-
enten mit Angststörungen oder Störun-
gen ihrer Emotionsregulationsfähigkeiten 
durch die Aufklärung noch mehr verunsi-
chert und destabilisiert werden könnten. 
Diese durch unsere Aufklärung aufkom-
menden Ängste müssen wir also mögli-
cherweise schon in dieser frühen Be-
handlungsphase thematisieren und psy-
chotherapeutisch bearbeiten. Verunsi-
chert reagieren viele Kolleginnen und 
Kollegen auch auf die Vorschrift, mögli-
che Behandlungsalternativen zu benen-
nen und ggf. auch zu erklären. Hierdurch 
sind wir veranlasst, die Indikationsstel-
lung für das von uns angewandte Thera-
pieverfahren zu erläutern und mit den 
Patientinnen und Patienten zu erarbei-
ten, welche Therapieform wir im indivi-
duellen Fall für sinnvoll einschätzen.

Diese Diskussion verdeutlicht jedoch auch, 
dass viele Kolleginnen und Kollegen sich 
nicht ausreichend mit der Berufsordnung 
und der schon seit Langem bestehenden 
Rechtslage auseinandergesetzt haben. Die 
genannten Aufklärungspflichten sind in un-
serer Berufsordnung sehr ähnlich geregelt 
wie im Patientenrechtegesetz.

Persönlichkeitsrecht berühren, ohne dass 
dies durch die Kammer geahndet wird. 
Dies bedeutet jedoch nicht, dass persön-
liche Eindrücke, subjektive Wahrneh-
mungen und Einschätzungen von vorn-
eherein geschwärzt werden dürfen. Die 
Kammer kann ggf. in einem Berufsrechts-
verfahren überprüfen, ob ein solches 
schutzwürdiges Persönlichkeitsrecht vor-
liegt oder nicht.

Wir möchten Sie anregen, sich sowohl in 
Ihren Verbänden als auch in Qualitätszir-
keln und Intervisionsgruppen damit aus-
einanderzusetzen, wie Sie künftig Ihre 
Dokumentation gestalten. Eine gute 
Grundlage hierfür kann die zusammen 
mit der Ärztekammer und der Kassen-
ärztlichen Vereinigung erarbeitete aus-
führliche Information zum Patientenrech-
tegesetz sein, die in wenigen Tagen er-
scheinen wird. Neben weiteren Ausfüh-
rungen zum Patientenrechtegesetz und 
der Berufsordnung wird diese Informati-
on in Kürze auch auf unserer Homepage 
zum Download zur Verfügung stehen.

Die Vertreterversammlung im Herbst 
wird die Aufgabe haben, unsere Berufs-
ordnung unter Berücksichtigung des Pati-
entenrechtegesetzes zu diskutieren und 
Änderungen zu verabschieden. Wir wer-
den Sie danach ausführlich über die 
Neufassung der Berufsordnung informie-
ren und die Änderungen erläutern.

Wir wünschen Ihnen eine erholsame, 
sonnige Sommerzeit!

Ihr Kammervorstand,

Dietrich Munz, Martin Klett,
Kristiane Göpel, Birgitt Lackus-Reitter,

Roland Straub

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
Umstritten und von vielen Kolleginnen und 
Kollegen diskutiert wird die Regelung im Pa-
tientenrechtegesetz zum Einsichtsrecht der 
Patientinnen und Patienten in die Behand-
lungsdokumentation bzw. die Patientenak-
te. In der Rechtsprechung wurde dazu bis-
her auch von höchsten Gerichten gewür-
digt, dass subjektive und persönliche Ein-
schätzungen in der Dokumentation psycho-
therapeutischer Behandlungen dem Patien-
ten nicht grundsätzlich offengelegt werden 
müssten. Das ist derzeit auch so in unserer 
Berufsordnung geregelt. Die Rechtslage hat 
sich diesbezüglich aber durch das Patien-
tenrechtegesetz entscheidend geändert. 
Nunmehr besteht das Einsichtsrecht auch 
in subjektive Einschätzungen. Das im Ge-
setz nun formulierte uneingeschränkte Ein-
sichtsrecht der Patienten in die Behand-
lungsunterlagen führt zu Verunsicherung, 
wie zukünftig die Dokumentation gestaltet 
werden kann, wenn z.  B. eigene Reaktio-
nen, Phantasien, möglicherweise auch ei-
gene Betroffenheit für die Dokumentation 
und Supervision für wichtig erachtet wer-
den. Die in den Psychotherapeutenkam-
mern und Verbänden geführten Diskussio-
nen dazu verdeutlichten, dass auch das 
Persönlichkeitsrecht des Psychotherapeu-
ten gewürdigt werden sollte und somit für 
die Berufsordnung eine Formulierung ge-
funden werden muss, die vermittelt, dass 
die Einsicht in die Teile der Dokumentation, 
die das eigene Persönlichkeitsrecht des Psy-
chotherapeuten betreffen, dem Patienten 
auch verweigert werden kann.

Dies wurde auf dem 24. Deutschen Psy-
chotherapeutentag am 17.05.14 auch so 
beschlossen und die Musterberufsord-
nung in diesem Sinne geändert. In im Ein-
zelfall zu begründenden Fällen kann der 
Psychotherapeut die Einsicht in die Teile 
der Dokumentation verweigern, die sein 
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Baden-Württemberg

2. Vertreterversammlung der LPK am 5. April 2013

Die 2. Vertreterversammlung (VV) der LPK 
BW fand am Samstag, den 5. April 2014 im 
Maritim Hotel in Stuttgart statt. Zunächst 
diskutierten die Delegierten ausführlich 
den Vorstandsbericht, den Kammerpräsi-
dent Dr. Dietrich Munz vortrug. Anschlie-
ßend stand die Wahl eines stellvertreten-
den Delegierten zum Deutschen Psycho-
therapeutentag (DPT) auf der Tagesord-
nung. Diese Wahl war nötig geworden, da 
auf der konstituierenden Sitzung der Ver-
treterversammlung am 8. Februar 2014 
kein Stellvertreter für Prof. Dr. Bailer (Wahl-
bündnis „Freie Liste“) gewählt werden 
konnte. Der auf der VV am 5. April 2014 
von der „Freien Liste“ vorgeschlagene Kan-
didat erhielt nicht die erforderliche Stim-
menmehrheit, sodass die Wahl vom Wahl-
leiter wiederum vertagt wurde.

Anschließend referierte Dr. Rüdiger Nüb-
ling die Ergebnisse der Studie „Zur ambu-
lanten psychotherapeutischen Versorgung 
in Deutschland – eine Befragung von Psy-
chotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten in fünf Bundesländern“. Die VV disku-
tierte den Bericht ausführlich und z. T. 
auch kontrovers. Insgesamt ist aber festzu-
stellen, dass die Untersuchung ein wichti-
ger Beitrag zur Lage der ambulanten psy-
chotherapeutischen Versorgung darstellt, 
mit der einige Ergebnisse vorangegange-
ner Studien mit ähnlichen Fragestellungen 

bekräftigt werden konnten (zu den Ergeb-
nissen s. u.).

Dr. Munz führte dann in den Sachstand 
zum Thema „Reform der Psychotherapeu-
tenausbildung“ ein. Er berichtete von den 
Aktivitäten in der Bundespsychotherapeu-
tenkammer (BPtK), insbesondere von der 
AG des Länderrates und BPtK-Vorstands. 
Die LPK BW ist dort mit Vizepräsident Mar-
tin Klett vertreten. In der AG wurde ein Be-
rufsbild entwickelt, das dem DPT im Mai 
2014 präsentiert wurde. Weiterhin hat die 
AG ein aus dem Berufsbild abgeleitetes 
Kompetenzprofil für die Inhalte der zukünf-
tigen Ausbildung erarbeitet, welches vom 
DPT ebenfalls diskutiert wurde. Die VV ver-
abschiedete zu diesem Tagesordnungs-
punkt eine Resolution, in der die Sicher-
stellung einer ausreichenden Qualifikation 

zur Ausübung eines approbierten Heilbe-
rufes gefordert wird, unabhängig vom Mo-
dell einer Reform der Psychotherapeuten-
ausbildung.

Im Zuge des Inkrafttretens des Patienten-
rechtegesetzes wird eine Überarbeitung 
der Berufsordnung (BO) notwendig. Auf 
Bundesebene wurde das auf dem letzten 
Psychotherapeutentag bereits begonnen, 
in der LPK BW hat sich der Berufsord-
nungsausschuss bereits mit diesem The-
ma befasst, deren Vorsitzende Trudi Ray-
mann in die Änderungsbedarfe, welche 
sich aus dem Patientenrechtegesetz erge-
ben, einführte. Zu den wichtigsten Punk-
ten der Akteneinsicht, der Dokumentation 
und der Aufklärungspflichten wurde disku-
tiert. Der BO-Ausschuss wird hierzu Ände-
rungsvorschläge erarbeiten. Die Änderung 
der BO soll aber nach Möglichkeit erst er-
folgen, wenn die Überarbeitung Musterbe-
rufsordnung der BPtK abgeschlossen ist.

Abschließend wurde der Tagesordnungs-
punkt „Arbeitskreis Psychotherapie für 
Menschen mit geistiger Behinderung“ dis-
kutiert. Zunächst wurde von Vorstandsmit-
glied Dr. Roland Straub über die jüngsten 
Aktivitäten des AK berichtet, insbesondere 
über die regionalen Fortbildungsveranstal-
tungen in Stuttgart, Ravensburg, Karlsruhe, 
Reutlingen und Freiburg, die im vergange-
nen November stattfanden. Zu diesem Ta-
gesordnungspunkt wurde ein Antrag ge-
stellt, der den Vorstand beauftragt, das 
Thema der psychotherapeutischen Versor-
gung von Menschen mit geistiger Behin-
derung auch in der laufenden Legislatur-
periode aktiv zu verfolgen. Weiterhin soll 
der Vorstand bis zur nächsten Vertreterver-

Plenum der Vertreterversammlung

Vorstand und Versammlungsleitung (v. l. n. r.): Dr. Roland Straub, Kristine Göpel, Birgitt 
Lackus-Reitter, Ullrich Böttinger, Dr. Peter Baumgartner, Dr. Dietrich Munz und Martin Klett
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sammlung prüfen, ob das Amt einer/eines 
LPK-Behinderten- oder Inklusionsbeauf-
tragten eingerichtet werden soll. Er wurde 
ebenfalls beauftragt, eine landesweite Ver-
anstaltung zum Thema „Barrierefreie Psy-
chotherapie“ durchzuführen. Mit dem The-
ma der Barrierefreiheit sollen nicht nur 
Fragen der Versorgung von Menschen mit 
geistiger Behinderung angesprochen, son-
dern Schnittstellen zu weiteren Arbeitskrei-
sen strukturell unterversorgter Patienten-

gruppen genutzt werden. Dieser Antrag 
wurde mit großer Mehrheit angenommen.

Ein weiterer mit großer Mehrheit ange-
nommener Antrag beauftragt den Vor-
stand, eine Arbeitsgruppe zur Überprüfung 
möglicher Reformen einzurichten bezüg-
lich folgender Punkte:

�� Zusammensetzung und Größe der Ver-
treterversammlung,

�� Wahl- und Stimmrecht,

�� sachgerechte Regelungen für die Ver-
tretung der Psychotherapeutinnen und 
-therapeuten in Ausbildung in der Ver-
treterversammlung.

Pünktlich um 17 Uhr konnte Sitzungsleiter 
Dr. Peter Baumgartner die 2. Vertreterver-
sammlung beenden.

„Arbeitsplatzkonflikte als Hintergrund psychischer Erkrankungen“ –  
Workshop mit Mobbing-Spezialist Michael Ziegelmayer

Arbeitsplatzprobleme, speziell Konflikte 
mit Kollegen und/oder Vorgesetzten treten 
immer häufiger als Hintergrund für psychi-
sche Erkrankungen auf. Beim Landespsy-
chotherapeutentag 2013 hatten wir dieses 
Thema aufgegriffen und angekündigt, dass 
hierzu Workshops der Kammer angeboten 
werden. Der erste Workshop zum Thema 
wurde am 28. März 2014 in der Geschäfts-
stelle der LPK BW durchgeführt.

Die Gründe der Arbeitsplatzprobleme sind 
vielfältig und können nicht Gegenstand 
der Psychotherapie sein. Trotzdem ist es 
erforderlich, den Arbeitsplatzhintergrund in 
die Psychotherapie mit einzubeziehen, 
wenn er für das Auftreten der psychischen 
Erkrankung von Bedeutung ist. Insbeson-
dere bei hoch eskalierten Arbeitsplatzkon-
flikten und Mobbing braucht es spezielle 
Interventionen, die nur teilweise dem „üb-
lichen“ Repertoire eines Psychotherapeu-
ten entsprechen. Dabei sind mehrere As-
pekte von besonderer Bedeutung. Zum 
einen differentialdiagnostische Kompeten-
zen zur Abgrenzung von Mobbing gegen-
über anderen Formen von Arbeitsplatzkon-
flikten. Ein zweiter wichtiger Aspekt ist ein 
Überblickswissen über arbeits- und sozial-
rechtliche Aspekte von Mobbing. Zum Drit-
ten bedarf es einer Reflektion des persön-

lichen Hintergrunds zum Thema Konflikte, 
um mit den unterschiedlichen, häufig des-
truktiven Varianten der Konfliktbewältigung 
der Klienten und Patienten sicher umzuge-
hen, und schließlich darf die Bedeutung 
von Unterstützungsnetzwerken bei Mob-
bingfällen nicht unterschätzt werden. Der 
Workshop hatte dementsprechend folgen-
de Schwerpunkte:

�� Mobbingbetroffene in der psychothera-
peutischen Praxis – was sind die beson-
deren Anforderungen? Eine Einführung 
in das Thema.

�� Diagnostik von Mobbing bzw. Arbeits-
platzkonflikten als Hintergrund psychi-
scher Erkrankungen. Differentialdiag-
nostische Möglichkeiten des Erkennens 
von Mobbingsituationen in der Abgren-

zung zu „normalen“ Arbeitsplatzkonflik-
ten.

�� Persönliche Konflikterfahrungen und 
Konfliktmanagementkompetenzen. Re-
flektion der persönlichen Erfahrungen 
mit und der Einstellungen zu Konflikten 
und Konfliktbewältigungsmöglichkei-
ten.

�� Rahmenbedingungen der Psychothera-
pie bei Mobbingbetroffenen – Sozial- 
und Arbeitsrecht. Arbeits- und sozial-
rechtliche Rahmenbedingungen bei 
Konflikten am Arbeitsplatz.

Referent war Diplom-Psychologe Michael 
Ziegelmayer, der schon beim Landespsy-
chotherapeutentag vorgetragen hatte. Er 
war mehrere Jahre Mitarbeiter der Mob-
bing-Hotline Baden-Württemberg und hat 
dort sowohl in der telefonischen Beratung 
als auch im stationären Setting Mobbing-
Betroffene beraten und betreut. Der Work-
shop war ein voller Erfolg und mit 20 Teil-
nehmern ausgebucht. Die meisten konn-
ten wichtige Impulse für ihre tägliche Ar-
beit mit Betroffenen mitnehmen. Die 
Unterlagen zum Workshop wurden von 
Herrn Ziegelmayer dankenswerteweise zur 
Verfügung gestellt, Sie finden sie auf der 
Kammerhomepage www.lpk-bw.de unter 
„Aktuelles“ vom 2. April 2014.

Mobbing-Experte Michael Ziegelmayer und 
Kammerpräsident Dr. Dietrich Munz

LPK Baden-Württemberg und ZfP Südwürttemberg unterzeichnen gemeinsame  
Empfehlung zur Praktischen Tätigkeit für Psychotherapeuten in Ausbildung

Seit Verabschiedung des Psychotherapeu-
tengesetztes haben die darin weitgehend 
fehlenden Regelungen der Praktischen 
Tätigkeit (§ 2 der PsychTh-APrV bzw. KJ-

PsychTh-APrV) zu ständiger und berech-
tigter Kritik und Diskussion der gesamten 
Psychotherapeutenschaft, der Ausbil-
dungsinstitute und vor allem der betroffe-

nen Ausbildungskandidatinnen und -kan-
didaten geführt. Trotz vielfacher und stän-
diger Bemühungen psychologischer und 
auch ärztlicher Berufs- und Fachverbände, 
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der Kammern und auch der Gewerkschaft 
ver.di gelten bis heute für Kooperations-
kliniken keine einheitlichen Standards be-
züglich Arbeitsvertrag, Bezahlung, qualifi-
zierter Anleitung und Arbeitsbedingun-
gen.

Trotz vieler Bemühungen, u. a. auch der 
Bundeskonferenz der Psychotherapeuten 
in Ausbildung, werden bis heute Ausbil-
dungskandidaten (siehe Beitrag in diesem 
Heft, S. 134ff.) von den Einrichtungen voll 
eingesetzt und erhalten dabei weder eine 
angemessene Supervision noch eine aus-
reichende oder gar keine Vergütung. Eine 
Verbesserung der Situation in den Kliniken 
hängt auch von der Ausgestaltung der Lan-
desgesundheitspolitik mit jeweils unter-
schiedlichen Landeskrankenhausgesetzen 
ab, ist also auch Ländersache.

Auf Landesebene haben jüngst die Psy-
chotherapeutenkammern Hessen und 
Saarland eigene Vereinbarungen mit Klini-
ken und Klinikträgern getroffen. So hat sich 
in Hessen die Kammer 2012 z. B. mit der 
Vitos GmbH auf eine gemeinsame Emp-
fehlung für die Ausgestaltung der Prakti-
schen Tätigkeit geeinigt. Die Vitos GmbH 
bündelt als strategische Holding zwölf 
gemeinnützige Unternehmen und ist der 
größte Anbieter in Hessen für die ambu-
lante, teil- und vollstationäre Behandlung 
psychisch kranker Menschen.

Für eine ähnliche Vereinbarung hatte nun 
der LPK-Vorstand Kontakt mit dem Ge-
schäftsführer des ZfP Südwürttemberg auf-
genommen.

Geschäftsführer Dr. Dieter Grupp, Facharzt 
für Neurologie, Psychiatrie und Psychothe-
rapie sowie Diplom-Psychologe und Be-
triebswirt (MBA), verfügt selbst über lang-
jährige klinische Erfahrung in der Zusam-
menarbeit mit psychologisch-psychothera-
peutischen Kolleginnen und Kollegen in 
verschiedenen psychiatrischen Abteilun-
gen bzw. Arbeitsbereichen. Er kennt und 
versteht daher die wesentlichen Probleme 
und Anliegen sowohl der angestellten Kol-
leginnen und Kollegen wie auch die der 
Ausbildungskandidatinnen und -kandida-
ten während der Praktischen Tätigkeit in 
Psychiatrie und Psychosomatik. Das ZfP als 
größter Träger psychiatrischer und psycho-
somatischer Krankenhäuser in Baden-
Württemberg mit zahlreichen Standorten 
vom Bodensee bis Stuttgart ist mit seinen 
Einrichtungen und Angeboten regional 
und überregional vernetzt und bietet in 
seinen Kooperationskliniken zahlreiche 
Plätze für die Praktische Tätigkeit an.

Der Unterzeichnung folgte ein ausführli-
cher und intensiver Gedankenaustausch 
zu aktuellen, die psychotherapeutische 
Versorgung betreffenden gesundheitspoli-
tischen und versorgungsrelevanten Bun-

Dr. Roland Straub, Dr. Dietrich Munz und Dr. 
Dieter Grupp nach der Unterzeichnung

des- und Landesthemen der Psychiatrie 
und Psychotherapie wie z. B. zu den aktu-
ellen Diskussionen zum PEPP usw.

Wir freuen uns, dass das ZfP Südwürttem-
berg bereit ist, einheitliche Standards in 
den Kooperationskliniken zu gewährleis-
ten. Zu weiteren Entwicklungen, welche 
sich auf die Inhalte der Empfehlungen aus-
wirken, haben wir regelmäßigen Austausch 
vereinbart.

Diese beispielgebende Vereinbarung soll 
Impuls sein, weitere Träger und Unterneh-
men, die in ihren Kooperationskliniken in 
Baden-Württemberg eine Praktische Tätig-
keit anbieten, zu gewinnen und dazu zu 
bringen, sich diesen Empfehlungen anzu-
schließen.

Die Vereinbarung im Wortlaut finden Sie 
auf der Kammerhomepage www.lpk-bw.
de unter „Aktuelles“ vom 24. März 2014.

Studie zur ambulanten psychotherapeutischen Versorgung veröffentlicht

Die vor Kurzem veröffentlichte LPK-Studie 
zur ambulanten psychotherapeutischen 
Versorgung in Deutschland liefert aktuelle 
Zahlen zu Wartezeiten auf einen Psycho-
therapieplatz, Therapieausfällen, Arbeits-
zeiten von Psychotherapeuten und Psy-
chotherapieverfahren. An der von Rüdiger 
Nübling, Karin Jeschke, Matthias Ochs 
und Jürgen Schmidt im Frühjahr 2012 
durchgeführten Befragung nahmen über 
2.300 Psychotherapeuten aus fünf Bun-
desländern teil. Die Studie versteht sich 

als ein Beitrag zur psychotherapeutischen 
Versorgungsforschung. Die Autoren sowie 
der Kammervorstand bedanken sich herz-
lich bei allen Kolleginnen und Kollegen, 
die sich an der Studie beteiligt haben, so-
wie auch bei den Mitarbeitern der Ge-
schäftsstellen der beteiligten Landekam-
mern. Der Ergebnisbericht kann auf der 
LPK-Homepage unter www.lpk-bw.de/ar-
chiv/news20 14/140513_lpk_studie_am-
bulante_pt_versorgung.html herunterge-
laden werden.

Geschäftsstelle

Jägerstraße 40
70174 Stuttgart
Mo – Do 9.00 Uhr – 12.00 Uhr,
13.00 Uhr – 15.30 Uhr
Freitag 9.00 Uhr – 12.00 Uhr
Tel. 0711 / 674470 – 0
Fax 0711 / 674470 – 15
info@lpk-bw.de; www.lpk-bw.de


